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Der Burgermeister
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Beratungsfolge Termin Zustandigkeit
Ausschuss fir Finanzen, Lie- 21.05.2019 Vorberatung
genschaften und Wirtschafts-
férderung
Verwaltungsausschuss 28.05.2019 Vorberatung
Rat 12.06.2019 Entscheidung

Gegenstand der Vorlage
Antrag der SPD-Fraktion gem. § 56 NKomVG - Aufhebung der
StraBenausbaubeitragssatzung

Sachverhalt:

Die SPD-Fraktion hat mit anliegendem Schreiben die Aufhebung der Strallenausbaubei-
trags-satzung in Lohne beantragt.

In vielen Bundeslandern wird derzeit Uber die Abschaffung der Stralenausbaubeitrage dis-
kutiert. Auch im niedersachsischen Landtag beantragte die FDP 2018 die landesweite Ab-
schaffung. Dies lehnte Innenminister Pistorius jedoch mit dem Hinweis ab, dass eine Ab-
schaffung der Beitrage ein schwerer Eingriff in die kommunale Selbstverwaltung sei und die
Sicherung der Infrastruktur gefahrde.

Auch der Nds. Stadte- u. Gemeindebund spricht sich weiterhin dafir aus, dass die Kommu-
nen die Mdglichkeit behalten, Strallenausbaubeitrage zu erheben. Begriindet wird die Hal-
tung u.a. wie folgt:

,Die Stralkenausbaubeitrage sind in vielen niedersachsischen Kommunen ein bewahrtes
Instrument zur Finanzierung des kommunalen Straflenbaus. Sie ganzlich abzuschaffen,
wirde einen Konnexitatsfall fir das Land Niedersachsen ausldsen. Ahnlich wie bei der Bei-
tragsfreiheit flr Kindergarten mussten alle niedersachsischen Kommunen Ausgleichszahlun-
gen erhalten, egal ob sie derzeit Strallenausbaubeitrdge erheben oder nicht. Eine entspre-
chende Summe, die den niedersachsischen Kommunen in demselben Umfang Strallenaus-
baumalinahmen gewahrleistet wie bisher, ist in Niedersachsen derzeit sicherlich schwer zu
finanzieren.”

Mittlerweile hat sich auch die Landesregierung in Niedersachsen darauf verstandigt, von der
Abschaffung der Straflenausbaubeitrdge abzusehen und den Kommunen dieses Recht zu
belassen. Allerdings plant die Koalition eine Vielzahl von gesetzlichen Anderungen, die das
geltende Recht flr Stralenausbaubeitrdge grundlegend verandern:
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1. Fir StraRenausbaubeitrage soll eine eigene Norm geschaffen werden.

2. Die Kommunen sollen ermachtigt werden, im Rahmen ihrer Satzungsautonomie zu
bestimmen, in welcher Hohe sie den Aufwand fir die Strallensanierung auf die Bur-
gerinnen und Blrger umlegen. Das ist neu. Bisher waren bis zu 75 % der Kosten bei-
tragsfahig.

3. Die Erneuerung von Verkehrsanlagen soll nur dann fir die Burgerinnen und Burger
mit Kosten verbunden sein, wenn seit Herstellung oder Erneuerung der Stral’e min-
destens 25 Jahre vergangen sind oder — im Falle einer frGheren Erneuerung — die
Kommune einen liickenlosen Nachweis Uber die Einhaltung ihrer Unterhaltspflichten
vor Ablauf von 25 Jahren fUhren kann.

4. TiefenmaRige Begrenzungen und Eckgrundstlicksverglinstigungen sollen ausdrick-
lich zulassig sein. Auch hieriber kdnnen und sollen die Kommunen in eigener Zu-
standigkeit entscheiden darfen.

5. Zuschusse Dritter, also beispielsweise des Landes zur Strallensanierung, kénnen —
anders als bisher — vom beitragsfahigen Gesamtaufwand zu Gunsten der Blrgerin-
nen und Blrger in Abzug gebracht werden.

6. Die Kommunen werden verpflichtet, moglichst transparent und umfassend Uber die
beabsichtigten Stralensanierungsmalinahmen und die Héhe der auf die Beitrags-
pflichtigen zukommenden Kosten zu informieren.

7. Anlehnend an eine schleswig-holsteinische Regelung sollen Kommunen die Mdglich-
keit erhalten, den Burgerinnen und Blrger eine Verrentung der Schuld Gber einen
Zeitraum von bis zu 20 Jahren zu einem Zinssatz zu ermdglichen, der nicht hdher als
maximal 3 % Uber dem durchschnittlichen Basiszinssatz der zurtckliegenden drei Ka-
lenderjahre liegt. Die Schuld wird dabei nicht grundbuchlich, sondern durch Bezug auf
die Regelungen des Gesetzes Uber die Zwangsversteigerung und Zwangsverwaltung
gesichert.

Der vorliegende Antrag der SPD-Stadtratsfraktion beinhaltet im Wesentlichen die in der 6f-
fentlichen Diskussion vorgebrachten Argumente wie

e unverhaltnismaRige Beitragshohen,
¢ Unverstandnis bei Birgerinnen und Burger,
e mehr Gerechtigkeit durch Finanzierung Uber Steuern.

Erwahnt werden im Antrag auch die in den letzten 10 Jahren erzielten Beitragseinnahmen in
Hohe von 613.476,78 €. Unerwahnt bleiben die bislang noch nicht abgerechneten Maf3nah-
men Lindenstralle (ca. 610.000,00 €) und Hilge Beuken (ca. 70.000,00 €). Zwischen Maf3-
nahmen im Innen- und Auf3enbereich wird bei einer vélligen Aufhebung nicht mehr unter-
schieden.
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Verwaltungsseitig wird auf die o.g. Bestrebungen der Landesregierung in Niedersachsen
verwiesen und empfohlen, die geplante gesetzliche Neuregelung abzuwarten.

Beschlussempfehlung:

Der Antrag der SPD-Fraktion auf Abschaffung der Stralenausbaubeitragssatzung der Stadt
Lohne ist zurlickzustellen, bis die gesetzliche Neuregelung in Niedersachsen beztglich der
Erhebung von Straltenausbaubeitragen abgeschlossen ist.

Gerdesmeyer

Anlagenverzeichnis:

Antrag der SPD-Fraktion
Landtagsdrucksache 18154

22/003/2019 Seite 3 von 3



	FLD_VONAME
	Typ
	Datum
	Zuständig
	Beratungsfolge
	Sachverhalt
	FAuswirkung
	Beschlußvorschlag
	Anlage

